
Ab$chrí 7't, 

.5 n, '1053/1936. 

Im Namen des Deutschen Volkes 

in 

l 

In der Strafsaene gegen den Arbeiter K 
Hamburg, 
wegen Rassenschande, 

hat das Reichsgericht, Dritter Strafsenat, in der öffentlichen 

Sitzung vom 8.Februar 1937, an welcher teilgenommen haben 
als Richter: 

der Präsident des Retchsger tchts Dr. Burke 
und die Re tchsger tchtsräte Dr.OUngerich, Dr.Coninx, 
Uüller, Dr.Schultze, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 

ı 
der Staatsanwaltschaftsrat Fränkel , 

als Urkundsbeamter der Geschäfts stelle: 
der Sekretär Kuklok, 

auf die Revision der Staatsanwaltschaft nach mündlicher Verband= 
lung für Recht erkannt: 
Das Ur teil des Landgerichts in .H a m b u r a  vom 17. JUni 'l9}6 

wird nebst den ihm zu Grunde liegenden Feststellungen aufgehoben; die 
Sache wird zur anderweíten Verhandlung und ENtscheidung an die Vorin= 

stand xuruckverwiesen. 
Von Rechts wegen . 

Gründe. 

I .  Im Gegensatz zu der  Annahme des Landgerichts s ind für die F'ra= 
d e ,  ob jemand- im Sinne des 5 1 der ersten Verordnung zur Ausführung 
des Gesetzes zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre 
von: 14. November 1955 und des § 5 Abs.2a der ersten Verordnung zum Retchg 
bürgergesetx vom gle ichen Tage der Jüdischen Rel igíonsgeme ínschaft an= 

ge-= 
\ 



_ 2 

gehört, saehl(chelNerkmale entscheidend. Das Landgericht stellt in ıfle= 
sei Beziehung fest, ,der Angeklagte gehöre nach seinen Fhpieren zuM 
heute noch zur jüdischen Religionsgemeinschaft". Es belegt diese Fest= 
Stellung nicht näher, da es von der Ansicht ausgeht, es komme. nicht mg 
diese sachlichen Merkmale an, entscheidend sei vielmehr, daß sich der 
Angeklagte tnnerl ich von der jüdischen Rel igíonsgemeinschaft abgewwun 
habe. Diese Ansicht enthält einen Rechtsirrtum. Die Gründe, die das 
Landgericht für seine Meinung vorträgt, greifen nicht durch. Der eflwnı 
nende Senat hat diese Frage bereits in dem Urteil j D. 445/36 vom 
2.September 1956 (RGSt.Bd. 70 $„301) im gegenteiligen Sinne entschteduu 
auf die Begründung dieses Urteils kann hier verwiesen werden. Das ans 
gemochtene Urteil war daher aufzuheben. 

II. Bei der neuen Verhandlung wird das Landgericht die sachlichen 
Merkmale für die Zugehörigkeit des Angeklagten zur jüdischen Rel tgüms= 
gemeinschaft festzustellen sowie auch zu prüfen haben, ob dem Angeklqμ 
ten diese Merkmale bekannt gewesen sind; das würde zur Annahme des in= 
neuen Tatbestandes insoweit ausreichen. Dabei wäre eine im Widerspruch 
mit der Kenntnis solcher äußeren Merkmale vom Angeklagten etwa behaup= 
tote Ansicht, er Set kein Jude und falle nicht unter die Nürnberger 
Gesetze, ein Strajrechtsirrtum, der ihn insoweit nicht entlasten köhnuu 

Bei der neuen Verhandlung .wird das Landgericht auch Gelegenheit 
. 

haben, die Tatsachen zu'prufen, auf denen die Feststellung beruht, der 
Vater des Angeklagten, K , sei Volljude, sowie näher darzutun, 
ob der außereheliche Vater' der HUtter des Angeklagten Jude gewesen ist; 
über diese Fragen enthält das angefochtene Urteil keine ausreichenden 
Feststellungen. Sollte das Landgericht auf ürund derneuen Verhandlung 
zu dem .Ergebnis kommen, daß 'dre i Oroßelterntetle des Angeklagten Ju= 
disch waren, und daß der ANgeklagte mit einer solchen Hogl ichkeit ge= 
rechnet, die Tat aber auch für diesen Fall gewollt habe , so bedürfte 
es der .Erörterung der zu I 'behandelten Rechtsfrage nicht. 

III. Die Entscheidung entspricht dem Antrage des Oberreichsanwaltß. 
(geh. ) Burke. Gungerich. Coninx. 

Müller. Schul tue . 
_ fl _ fi _ fi fl fl _ _  
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